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dass klar ist, worauf sich das dann stützt – seine Konnotation als Gewähr ei-
ner guten Ordnung beigelegt. 

 
Entsprechend wird auch der Begriff der Demokratie von der materiellen 

Idee eines auf Gleichheit beruhenden, zur Selbstgesetzgebung berufenen Per-
sonalverbandes abgelöst. Zwar wird betont, dass Ausgangspunkt und Be-
zugspunkt politischer Herrschaft die einzelnen Bürgerinnen und Bürger 
sind.218 Man kann und will insoweit jedoch nicht angeben, wie diese in Bezug 
auf die Legitimation von Herrschaft einander als Gleiche und Freie gegen-
überstehen, in welcher Form und in welchen Zusammenschlüssen sie kollek-
tiv Legitimation spenden können und was hieraus für die Organisation von 
Herrschaft folgt. Damit aber ist die Berufung auf den Einzelnen als letzte Le-
gitimationsquelle eine inhaltsleere und irreführende Formel. Als Rückbin-
dung von Herrschaft an die verschiedenen Herrschaftsbetroffenen ließe sich 
auch die Ordnung des Heiligen Römischen Reiches Deutscher Nation rekon-
struieren. 

 
Ausgehend von dieser Offenheit der Begriffe kann das Zusammenwirken 

der verschiedenen Entscheidungsebenen dann von diesen Autoren als verfas-
sungsrechtlich stabilisierte und demokratisch rückgebundene Ordnung be-
schrieben und als eine mehr oder weniger vernünftige politische Form beur-
teilt werden. Die Deutungen unterscheiden sich dann in ihrer Beschreibung 
und Einschätzung der rechtspolitischen Strukturen – etwa indem sie ver-
schiedene Aspekte wie die Einheit oder eher die Pluralität hervorheben219 –, 
leiten deren Legitimation aber letztlich in Gleichsetzung von Legitimation 
und Legitimität aus jeweils einer subjektiven Bewertung ab. Die Beurteilung 
von Legitimationsstrukturen wird zur Frage einer pragmatischen Sicht auf 
die Wirklichkeit. Am Ende hängt die Frage der Legitimation so an der Über-
zeugung des politisch Nützlichen. Dies ist nicht Zufall, sondern Programm: 
Die vehemente Zurückweisung des tradierten Legitimitätsmodells ist be-
wusst davon angetrieben, sich bei der Durchführung des politisch Nützlichen 
nicht von abstrakt aus sich heraus geltenden oder gar apriorisch gegründeten 
Legitimationsvorstellungen fesseln zu lassen.  

 
Weithin wirken solche Modelle damit als normativistische Postulate, die 

widerstandsunfähig gegenüber Mechanismen von Macht sind, wenn diese 
denn Ordnung und Vorteile verspricht. Da Macht und Herrschaft von den 
jeweiligen Prätendenten aber immer mit ihren angeblich relativ optimalen 
ordnungs- und gerechtigkeitsstiftenden Effekten begründet werden, bieten 
solche Effekte argumentativ keinen Eigenstand – oder eben allenfalls die 
Plausibilität ihrer Bewertung der jeweiligen Effekte von Macht, deren unter-
schiedliche Beurteilung sich jedoch mit der politischen deckt.  

 
Bemerkenswert ist, dass die Kritiker des tradierten staatsbezogenen Leg-

imitationsmodells dabei an den Begriffen von „Verfassung“ und „Demokra-
tie“ als auch künftig maßgeblichen Legitimationsparametern festhalten. Wäh-
___________________________________________________________________________________ 

218 Vgl. etwa Peters, Elemente, 2001, S. 564 ff., 561 ff.; Groß RW 2011 125 (135 ff.); Pernice EuConst 
11 (2015), 541 (550). 

219 Einerseits Pernice VVDStRL 60 (2000), 148 (172 ff.); anderseits Mayer VVDStRL 75 (2016), 7 
(34; 37 ff.). 
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rend das historisch gewachsene Verständnis dieser Begriffe, das sie einst zum 
Kulminationspunkt von Legitimationsanforderungen machte, für hinfällig 
erklärt wird, sucht man die mit ihnen im öffentlichen Diskurs vermittelten  
Legitimitätsvorstellungen doch zu erhalten. Das ist jedoch ein Weg, der  
Probleme verdeckt, nicht löst. Wenn die Begriffe ihrer inhaltlichen Substanz 
entkleidet zur flexibel füllbaren Form werden, eignen sie sich aus sich heraus 
nicht als mehr als Ausweis von Legitimation. Sie drohen zur rhetorischen 
Formel zu werden. Jedenfalls ist nicht ersichtlich, dass es gelungen ist, diesen 
Begriffen in deren weiten Verständnis einen vergleichbaren neuen Eigenstand 
zuzuweisen oder den in ihnen liegenden alten zu bewahren. 

 
3. Abnehmende Überzeugungskraft des Modells der demokratischen 

Selbstbestimmung 
 
Auch wenn die vehemente Zurückweisung des staatszentrierten demokra-

tischen Verfassungsstaats als vorgestrig und die an seine Stelle tretenden Legi-
timationsgemälde des neuen Mehrebenensystems somit oftmals einen schalen 
Geschmack hinterlassen, bleibt zuzugeben, dass das überlieferte Legitima-
tionsmodell, wie es die konstitutionelle Bewegung als Leitidee mit Wirkung 
bis heute hervorgebracht hat, unter den Bedingungen der Internationalisie-
rung an Leistungsfähigkeit erheblich verliert.220 Das Verständnis der demo-
kratischen Verfassung als umfassende Legitimationsgrundlage einer selbst ge-
setzten rechtlichen Ordnung auf der Basis von Freiheit und Gleichheit trägt 
heute nur noch sehr begrenzt. Dabei ist zu betonen, dass es schon immer eher 
den Charakter eines idealistischen Leitbilds hatte, als dass es zu einer Rekon-
struktion der gesellschaftlichen Wirklichkeit getaugt hätte. Nicht nur die oben 
angesprochenen vielfältigen Brüche mit der Wirklichkeit, sondern auch etwa 
Fragen zum Verhältnis von direkter und indirekter Demokratie oder dem Be-
griff der Repräsentation zeigen, dass das Konzept der demokratischen Selbst-
bestimmung Legitimationszusammenhänge selbstverständlich immer kon-
struieren und imaginieren muss; demokratische Zurechnung blieb immer 
auch der spekulativen Philosophie des deutschen Idealismus verhaftet. Im-
merhin bot dieses Verständnis aber doch eine Leitidee, die eine klare machtkri-
tische Richtung hatte – und sowohl geschichtlich als auch unter der Geltung 
des Grundgesetzes erhebliche Wirkung entfalten konnte.  

 
Unter den Bedingungen der Internationalisierung hingegen wird diese 

Leitidee um ihren substantiellen Anspruch gebracht: Die Form der Selbstbe-
stimmung aller Herrschaftsunterworfenen auf der Basis formaler Gleichheit 
und deren Organisation zur Entscheidung im Wege der Mehrheit über die 
Grundlinien der Politik kann im internationalen Konzert schon als Leitidee 
nicht greifen. Es spiegelt sich hier die Geschichtlichkeit der Rechtsbeziehun-
gen: Vom Individuum her kann nicht die politische Wirklichkeit konstruiert 
werden, sondern nur Recht im Rahmen eines konkreten politischen Bezugs-
felds. Was aus der Forderung nach der Gleichheit des Subjekts und selbst aus 
den Menschenrechten folgt, richtet sich zunächst danach, wo eine Person ge-
___________________________________________________________________________________ 

220 Hierzu allgemeiner Masing, Legitimation politischer Herrschaft im Informationszeitalter (im 
Erscheinen). 
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boren wird oder lebt. Wenn Regelungen für drängende politische Probleme 
auf internationaler Ebene gesucht werden, kann für diese nicht gefordert 
werden, dass sie sich auf die formale Gleichheit der Betroffenen stützen. Ei-
ner Rückbeziehung internationaler Regelungen auf ein – hier ohnehin nur als 
Utopie denkbares – Prinzip der in Gleichheit wahrgenommenen Selbstbe-
stimmung aller Betroffenen dürfte jedenfalls unter den derzeitigen politi-
schen und gesellschaftlichen Bedingungen niemand das Wort reden – zumin-
dest nicht in den westlichen Industriestaaten. Zu voraussetzungsvoll sind die 
Bedingungen solcher Selbstbestimmung, als dass man sich auf das Prinzip 
der politischen Gleichheit mit bevölkerungsreichen und ganz anders struktu-
rierten Staaten – es reicht hier etwa China zu nennen – verständigen könnte 
und wollte. Selbst die Anerkennung der Gleichheit als Grundlage staatlicher 
Herrschaft bleibt in geschichtliche Kontexte eingebunden.  

 
Dennoch müssen international auf vielfach gestuften Ebenen nach Maßga-

be von Allianzen, Macht und Verhandlungen Regelungen geschaffen werden, 
die der unwiderruflichen Internationalisierung der Lebens- und Wirtschafts-
beziehungen Rechnung tragen. Soweit diese immer mehr die innere Ordnung 
der Staaten bestimmen, verliert das Modell der demokratischen Selbstbe-
stimmung im Verfassungsstaat seine Substanz. Es kann dann nur noch ver-
äußerlicht um die mehr oder weniger alternativlose Aneignung fremdgesetz-
ten Rechts gehen – auf das allenfalls eigene Vertreter in intransparenten 
Aushandlungsprozessen Einfluss genommen haben.  

 
Das ist kein Abgesang auf dieses Modell als Grundlage innerstaatlicher 

Herrschaftsorganisation. Bedeutung behält es schon deshalb, weil die Staaten 
ihre Rolle als elementare Machtzentren nicht verlieren werden. Anders ge-
wendet: Das Modell der Selbstgesetzgebung kann dort seine Prägekraft be-
wahren, wo internationale Zusammenarbeit nicht erforderlich ist oder miss-
lingt.221 Je mehr die Staaten sich hingegen zu internationaler Zusammenarbeit 
zusammenfinden – was unausweichlich ist –, werden sie sich von den Grund-
vorstellungen der selbst gesetzten Rechtsordnung aber entfernen müssen. 
Das Recht wird insoweit mehr in den Sog internationaler politischer Macht-
verhältnisse geraten. Die Staaten bleiben auch dabei allerdings die maßgeb- 
lichen Zentren politischer Kommunikation, in denen um Akzeptanz und  
Folgebereitschaft geworben werden muss. Insoweit greift der verfassungs-
rechtlich balancierte Austausch zwischen den staatlichen Organen und dem 
als Gleiche und Freie konstituierten Volk, und hier behält das Modell auch 
seine Tragkraft – freilich um sein apriorisches Pathos gebracht. Die politi-
schen Vertreter müssen dabei aber zunehmend um die Akzeptanz von Ent-
scheidungen werben, auf die sie selbst in dem jeweiligen Kommunikations-
zusammenhang kaum oder jedenfalls nur noch begrenzt Einfluss nehmen 
konnten. Das aber bleibt nicht ohne Folgen und kann das Gelingen solcher 
Kommunikation grundlegend gefährden.  

 
 

___________________________________________________________________________________ 
221 Zu Problemen auch der innerstaatlichen Legitimation Masing, Legitimation politischer 

Herrschaft im Informationszeitalter (im Erscheinen). 
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4. Die schwindende Kraft des Modells substantieller demokratischer 
Selbstbestimmung als Verlust 
 
Wenn das Modell demokratischer Selbstbestimmung im Verfassungsstaat 

in dieser Weise an Substanz verliert, ist dies zu benennen und mit den Folgen 
kritisch umzugehen. Hierfür reicht nicht der wissenschaftliche Beifall zu posi-
tiven Wirkungen supra- oder internationaler Arrangements. Es ist dann auch 
mit den Verlusten umzugehen – und diese sind tiefgreifend. Je mehr sich po-
litische Probleme auf eine internationale Ebene verlagern und die Antworten 
dort gesucht werden müssen, desto mehr wird sich die demokratische Rück-
bindung als Legitimationsmodell in veräußerlichte Formen und abstrakten 
Zurechnungskonstruktionen verflüchtigen: durch den Verzicht auf Ausübung 
eigener Kompetenzen zugunsten von deren Wahrnehmung im Verbund, 
durch Delegation und Mitsprache. Dies ist als Anpassung an die realen 
Machtverhältnisse in der modernen Zeit unerlässlich, hat aber Kosten. Insbe-
sondere relativiert sich mit dem Modell demokratischer Selbstbestimmung 
auch dessen emanzipatorischer Anspruch, ohne dass hierfür Ersatz ersicht-
lich ist. Dieser Anspruch lag darin, auf der Basis einer öffentlichen Diskussion 
auf der Grundlage formaler Gleichheit, die im Wahlrecht Niederschlag findet, 
die politisch maßgebenden Entscheidungen auf die Freiheit und Gleichheit 
des Subjekts zurückzuführen und dabei die Kräfteverhältnisse in der Gesell-
schaft zu justieren. Gerade in der Rückführung auf die formale Gleichheit lag 
in ihm nicht nur das Versprechen, eine politische Grundrichtung vorzugeben, 
sondern insbesondere auch wirtschaftliche Einflüsse und Eigeninteressen zu 
begrenzen. Dies war mehr als eine abstrakte Konstruktion oder Idee: Mit der 
Rückbindung politischer Herrschaft in einen gesamthaften Wahlakt verkör-
perte es den Anspruch des Primats der Politik vor gesellschaftlicher, insbe-
sondere auch wirtschaftlicher Macht.222 Unter den Bedingungen der Interna-
tionalisierung lässt sich solcher Macht immer weniger entgegensetzen. 

 
Wenn man heute also eingestehen muss, sich schon von der Grundidee  

dieses Konzepts jedenfalls in Blick auf von der Internationalisierung geprägte 
Lebenszusammenhänge verabschieden zu müssen, nimmt das auch der Ver-
fassungswissenschaft – jedenfalls in deutscher Tradition – eine zentrale Orien-
tierung. Angesichts einer Dogmatik, die diese Rückbindung möglichst positiv-
rechtlich mit realem Leben zu füllen suchte – wie in der Rechtsprechung des 
Bundesverfassungsgerichts – ist dies in Deutschland besonders spürbar. Es 
nimmt ihr ihren archimedischen Punkt in der Gleichheit des Subjekts und da-
mit ihren vermeintlich apriorischen Ausgangspunkt. Zwar beruhte dieser 
auch bisher auf der – weithin verdrängten – Prämisse des präexistenten Na-
tionalverbands und ließ die damit verbundenen Ungleichheiten ausgeblendet. 
Insoweit mag man als Ergebnis auch die letztlich einfache Erkenntnis bezeich-
nen, dass die Idee der demokratischen Selbstbestimmung nicht für Weiteres 
strapaziert werden darf als für das, wofür sie Geltung beansprucht. Jedoch 
kann mit diesem Geltungsanspruch die Wirklichkeit immer weniger erfasst 
___________________________________________________________________________________ 

222 Vgl. insoweit auch die kritischen Analysen der Europäischen Union von Grimm Leviathan 
43 (2015), 325 (327); ders, Zum Stand der demokratischen Legitimation der Europäischen Union 
nach Lissabon, in ders. (Hrsg.), Europa ja – aber welches?, 3. Aufl. 2016, S. 71 (88). 
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werden, so dass er immer weniger als alleiniges Fundament von Rechtlichkeit 
und Legitimität taugt. 

 
Angesichts der Internationalisierung wird Verfassungsrecht dann aber 

künftig umfassender sein müssen und sich weniger allein an normativen 
Ideen als an praktischen Realisierungsbedingungen rechtlicher Lösungen an-
gesichts gegebener Machtverhältnisse orientieren müssen. Dies ist eine Her-
ausforderung, die vielleicht etwa dazu führen muss, die realen Machtverhält-
nisse und die Chancen von Recht angesichts solcher Verhältnisse genauer zu 
analysieren. Dabei darf sich die Rechtswissenschaft nicht darauf beschränken, 
die zentrale Funktion des Verfassungsrechts in der Organisation von Folgebe-
reitschaft zu sehen – dies könnte zwar viele internationale Entwicklungen er-
klären, würde das Verfassungsrecht aber um seinen aufklärerischen Anspruch 
bringen. Die Frage muss bleiben, unter welchen Bedingungen überstaatliche 
Regelungen Folgebereitschaft ermöglichen und verdienen. Wir haben hierfür 
noch keine Modelle. An der Europäischen Union kann man sich dabei exem-
plarisch abarbeiten, und sie ist der politisch weitestgehende und wohl auch 
produktivste Versuch, zu Regelungen jenseits des überlieferten Modells de-
mokratischer Selbstbestimmung im Verfassungsstaat zu kommen. Jedoch sind 
auch mit ihr tragfähige Antworten noch nicht gefunden. Dies gilt sowohl für 
die theoretischen Grundlagen ihrer Strukturen, die auch in der Europarechts-
wissenschaft in der Regel mehr beschrieben denn begründet werden, wie auch 
für deren politische dauerhafte Tragfähigkeit, was in der gefährlichen Rena-
tionalisierung innerhalb der Union deutlich wird. Hier den Finger in die 
Wunde gelegt und die – ersichtlich bestehenden – Probleme verfassungsrecht-
licher Erörterung zugeführt zu haben, ist Verdienst der Rechtsprechung des 
Bundesverfassungsgerichts – auch wenn deren möglichst striktes Festhalten 
an dem tradierten Legitimationsmodell für eine Problemlösung möglicher-
weise als kontraproduktiv beurteilt werden mag. Die Rechtswissenschaft wird 
sich aber damit auseinandersetzen müssen, dass die Legitimationsfragen nicht 
allein ein Problem der Europäischen Union, sondern grundsätzlicher sind. 
Ihre Lösung kann nicht mehr in dem Modell der demokratischen Verfassung 
selbst gesucht werden – sie verlangen neue Perspektiven. 

 
Für die Rechtswissenschaft als Fach bleibt hier ein Stachel. Der Unterschied 

zwischen politischer Nützlichkeit und Recht darf nicht völlig aufgegeben 
werden, wenn das Fach einerseits seinen Anspruch gegenüber dem Zynismus 
der Macht verteidigen, aber anderseits auch nicht in einen naiven Normati-
vismus zurückfallen will, bei dem die Wissenschaft ein, oder genauer: unend-
lich viele Bilder des Guten malt und diese in ihren Kreisen machtvergessen 
für verbindlich erklärt. Die Idee der „Demokratie“ öffnete bisher den Weg, 
diesen Unterschied zu denken und rechtlich-normativen Kriterien einen Ei-
genstand zu verleihen. In der bloßen Formalisierung des Demokratiebegriffs 
liegt die Gefahr, den rechtlichen Begriff auf die soziologische Dimension der 
Organisation von Folgebereitschaft zu reduzieren. Das aber können autoritäre 
Staaten oft besser als freiheitliche Staaten223 – und kann auch für die Legitimi-
___________________________________________________________________________________ 

223 Vgl. dazu die bestürzende Studie der Alliance of Democracies, Democracy Perception Index 
2018. 
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tät internationaler Arrangements nicht der alleinige Maßstab sein. „Demokra-
tie“ bedarf eines eigenen rechtlich-normativen Gehalts. Nicht zufällig will je-
denfalls rhetorisch niemand auf die Beschwörung der „Demokratie“ als 
Rückbindung des Rechts an die Bürger verzichten. Das tradierte Bild der ver-
fassungsrechtlichen Demokratie, in der die Wähler über die Grundentschei-
dungen der Politik auf der Basis der Gleichheit und Mehrheit entscheiden, 
dürfte dabei als Leitvorstellung in der Öffentlichkeit wesentlich machtvoller 
sein, als es in der Wirklichkeit durchzuhalten ist. Darin könnte auf Dauer ein 
Problem liegen. 
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